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CDU für die Weiterentwicklung 
des geltenden Rentensystems 

„Stabile Beiträge - verläßliche Ren- 
ten": Das System der lohn- und bei- 
tragsbezogenen Rente soll durch Re 
form gesichert, aber nicht grundle- 
gend verändert werden. 

Darauf hat sich die CDU auf ihrem „Klei- 
nen Parteitag" im Bonner Konrad-Aden- 
auer-Haus am 19. März mit großer Mehr- 
heit geeinigt. 

Nach der Vorarbeit in der Regierungs- 
der Parteikommission zur Weiterentwic* 
lung der sozialen Sicherungssysteme se 
Mai und Juni letzten Jahres legt sich der 
Bundesausschuß der CDU auf das Kon- 
zept von Bundesarbeitsminister Norber 
Blüm zur Reform der Rentenversicherung 
fest, spricht sich für die Weiterentwick-   j 
lung des geltenden Rentensystems aus 
gegen die Einführung einer steuerfinan- 
zierten Grundrente. 
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^ er Abstimmung über den Antrag des 
BUndesvorstands der CDU ging eine meh- 
rere Stunden dauernde Debatte voraus, die 

ach der Rede des Parteivorsitzenden, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, vor allem 
y?n den Beiträgen von Norbert Blüm und 
^un H. Biedenkopf bestimmt wurde. 

"^entenreformv99"- 
^s bedeutet nach dem Willen 
^s CDU-Bundesausschusses: 

Die Rentenanpassungsformel wird um 
'nen demographischen Faktor ergänzt, 
er die längere Rentenbezugsdauer als 
°lge des Anstiegs der Lebenserwartung 

berücksichtigt. 

,  Dadurch steigen die Renten etwas 
angsamer als die Nettolöhne. Das Renten- 
'veau reduziert sich von zur Zeit etwa 

.u Prozent schrittweise auf 64 Prozent des 
Urchschnittseinkommens ohne Ren- 

e1kürzungen. 

Der Bundeszuschuß zur Rentenversi- 
nerung wird so weit angehoben, daß der 
eUragssatz um einen Prozentpunkt ge- 

enkt werden kann. 

Angesichts der derzeitigen Lage auf 
k ^ Arbeitsmarkt soll der sich aus den 

e'°rmmaßnahmen ergebende Finanzie- 
^ n§sspielraum in vollem Umfang zur 
eikung des Beitragssatzes und damit 
Uch zur Senkung der Lohnzusatzkosten 

§enutzt werden. 

s Um die Erziehungsrenten anzuheben, 
len bei einem Zusammentreffen von 

n<Jerer/,iehungszeiten und anderen Bei- 
■. §s2eiten sofort beide Anwartschaften 

?ur Beitragsbemessungsgrenze zusam- 
engerechnet werden. 

gleichzeitig soll damit begonnen wer- 
(j n' bei der rentenrechtlichen Bewertung 
lO^'ndererziehungszeiten stufenweise 
y.  Dozent des Durchschnittsverdienstes 

^Versicherten zugrunde zu legen. 

• Die Risiken der Invalidität und der Ar- 
beitslosigkeit sollen getrennt und sachge- 
recht der Renten- und der Arbeitslosenver- 
sicherung zugeordnet werden. 

Auf zwei Wegen wird die Rentenkasse 
entlastet: mit Einsparungen und mit Umfi- 
nanzierung. Norbert Blüm: „Ein Viertel 
bringt die Umfinanzierung, drei Viertel 

Alterslohn. 
Es bleibt bei der lohnbezogenen 
Rente. Diesen Weg verfolgt nicht 
nur die große Mehrheit der CDU, 
sondern auch die Koalitionspartner 
CSU und FDP sowie die Sozialde- 
mokraten. Das System wird darü- 
ber hinaus von Arbeitgebern und 
Gewerkschaften sowie von der 
großen Mehrheit der Versicherten 
getragen. Rente wird damit auch in 
Zukunft Alterslohn für Lebenslei- 
stung sein. Handelsblatt 

bringen die Einsparungen." Der Beschluß 
des Bundesausschusses verdient den Na- 
men „Rentenreform": Das Konzept ist 
durchgerechnet und macht die Renten- 
beiträge langfristig stabil. 
Der sächsische Ministerpräsident Kurt H. 
Biedenkopf stellte seinen Alternativ-An- 
trag, der eine steuerfinanzierte Grundver- 
sorgung vorsieht, nicht zur Abstimmung 
und plädierte für eine spätere Entschei- 
dung nach einer breiten Diskussion in den 
Kreis- und Ortsverbänden der CDU. 

Die Mehrheit folgte Helmut Kohl und 
Norbert Blüm, nach deren Zeitplan die 
Bundesregierung noch vor der Sommer- 
pause einen Gesetzentwurf beschließen 
wird. Er hoffe, so der Bundeskanzler, daß 
das Gesetz bis Anfang 1998 von Bundes- 
tag und Bundesrat verabschiedet sein 
wird. ■ 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Man kann keine Reformen 
auf den Weg bringen, 

wenn man darüber nicht in 
aller Offenheit diskutiert hat 

Die Entscheidung, die wir heute zu tref- 
fen haben, und die Entscheidungen, die 
wir in nächster Zeit zu anderen zentra- 
len Fragen zu treffen haben, markieren 
einen wichtigen Abschnitt in der Ge- 
schichte unseres Landes. Es handelt 
sich um Entscheidungen, die absolut 
notwendig sind, auch wenn sie nicht im- 
mer bequem, auch wenn sie schwer 
durchzusetzen sind. Denn die Welt, in 
der wir leben, hat sich dramatisch ver- 
ändert. 
Wer aus Bequemlichkeit oder parteipoliti- 
scher Opportunität sagt: „Das kümmert 
uns jetzt gar nicht, wir versuchen lieber, 
uns über die Runden zu retten!", der ver- 
sündigt sich an der Zukunft unseres Lan- 
des. Wir, die Union, müssen unseren Zu- 
kunftskurs entschlossen durchsetzen. 
Bevor ich aber zu den Sachfragen komme, 
will ich noch einmal auf ein höchst erfreuli- 
ches Wahlergebnis eingehen. Ich will unse- 
ren Freunden aus Hessen und vor allem aus 
Wiesbaden sehr herzlich zur Wahl von 
Hildebrand Diehl zum Oberbürgermeister 
gratulieren. Das ist ein großartiger Erfolg 
für Hildebrand Diehl und für die gesamte 
hessische Union. Was mich aber am aller- 
meisten daran freut, ist die Tatsache, daß 
dort wieder einmal einer gewonnen hat, 
dem die dreimal gescheiten Auguren vorher 
überhaupt keine Chance eingeräumt hatten. 

Das zeigt erneut, daß jemand, der f° 
seine Überzeugung einsteht und 
kämpft, statt sich in die Büsche zu 
verdrücken, beim deutschen Wähle1" 
immer noch sehr gut ankommt. 

Wenn die hessische CDU inzwischen acht 
von insgesamt zwölf Oberbürgermeiste- 
rinnen und Oberbürgermeistern stellt - 
nämlich in den kreisfreien Städten FranK' 
fürt, Kassel, Wiesbaden, in den großen 
Kreisstädten Fulda, Hanau, Bad Homburg- 

Rede des Parteivorsitzenden, 
Bundeskanzler Helmut Kohl* 

auf der Sitzung des 
Bundesausschusses der CDU 
am 19. März 1997 in Bonn 

Marburg und Rüsselsheim -, dann ist da 
ein gutes Zeichen für unsere Parteiarbe' • 
aber auch ein zusätzlicher Ansporn, auf 
den Rathäusern Flagge zu zeigen, mög' 
liehst gute Arbeit zu leisten sowie über- 
zeugende Kandidatinnen und Kandidat 
aufzustellen; denn wir haben eine ChaUc 

wenn die Wähler merken, daß wir diese 
Chance tatkräftig wahrnehmen wollen-    . 
Das gilt für die Wahlen in den Städten u» 
Gemeinden ebenso wie in den Ländern 
und im Bund. 
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l 
. diesen Wochen und Monaten stehen wir 
, der entscheidenden Phase dieser Legis- 
, Urperiode. Noch nie mußten wir in so 

r?er Zeit so viele grundlegende Refor- 
en angehen. Aber wir müssen es tun, da- 

Deutschland seinen Spitzenplatz im 
. euweiten Wettbewerb behaupten kann. 

Ir müssen die notwendigen Entschei- 
den jetzt treffen. 

Heute geht es um die Rentenreform. 
^; ir haben ja schon unsere Ziele für 
*j,e Steuerreform und die dritte Stufe 
der Gesundheitsreform festgelegt; 
^r haben Einigung über eine um- 
weltfreundliche Reform der Kfz- 
^teuer erzielt; wir haben ein Konzept 
Zur Verstärkung der Investitionstätig- 
keit - vor allem im Baubereich - vor- 
legt, und wir haben auch eine wich- 

!ge Entscheidung zum Abbau der 
teinkohlesubventionen getroffen 

ty.   diesem Weg der Reformen müssen 
Jetzt Stück für Stück vorangehen. Ich 

weiß auch, daß noch eine schwierige Weg- 
strecke vor uns liegt, vor allem bei der 
parlamentarischen Umsetzung der einzel- 
nen Projekte. Es hat in den vergangenen 
Wochen viele Diskussionen gegeben - 
auch in den eigenen Reihen. Darunter gab 
es solche, die einen Sinn machen, weil sie 
zu einem vernünftigen Ergebnis führen, 
aber auch Diskussionsbeiträge, auf die ich 
gut verzichten kann, weil sie mehr der ei- 
genen Profilierung als der Entscheidungs- 
findung dienen. 

Die CDU ist eine Volkspartei, das 
heißt, daß wir in der Sache Kompro- 
misse suchen und auch finden wollen. 
Wir sind keine Klientelpartei, son- 
dern eine Partei, die aus einer be- 
stimmten weltanschaulich geprägten 
Grundhaltung Politik gestaltet. Wir 
sind die Partei der Sozialen Markt- 
wirtschaft. 

Ich sage das auch im Gedenken an Lud- 
wig Erhard, dessen hundertsten Geburts- 
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tag wir vor wenigen Wochen gefeiert ha- 
ben. Ich habe überhaupt nichts dagegen, 
wenn sich andere in der deutschen Politik 
vorrangig als Partei der Marktwirtschaft 
verstehen. Wir sind die Partei der Sozialen 
Marktwirtschaft. Das war, ist und bleibt 
eine unserer großen Stärken. 
Darin beruht auch unsere Fähigkeit zur In- 
tegration. Das heißt, wir müssen - auch an 
einem Tag wie heute - immer wieder ver- 
suchen, unterschiedliche Interessen zu- 
sammenzuführen. Wir müssen denen, die 
aus der Wirtschaft, aus dem Mittelstand 
und aus dem Handwerk zu uns kommen, 
genauso eine politische Heimat bieten wie 
denen, die sich gewerkschaftlich organi- 
sieren, den Bauern ebenso wie den Beam- 
ten. Volkspartei heißt, daß wir uns auf eine 
breite Basis stützen können, daß wir über- 
zeugende Vorstellungen für die Gestaltung 
der Zukunft unserer ganzen Gesellschaft 
vorzuweisen haben, auch wenn wir - das 
räume ich als Parteivorsitzender gerne ein 
- nicht jeden Tag ein strahlendes Erschei- 
nungsbild abgeben können, weil die uner- 
läßliche Diskussion und das Ringen um 
den gemeinsamen Weg das gelegentlich 
erschweren. 

Jetzt kommt es darauf an, die not- 
wendigen Reformmaßnahmen offen- 
siv zu vertreten, sie den Menschen 
immer wieder zu erläutern - und 
zwar mit verständlichen Worten - 
und sie dann auch durchzusetzen. 

Ich weiß sehr wohl, daß dies schwierig ist. 
Ein kluger Zeitgenosse meinte vor ein 
paar Tagen in einem Gespräch mit mir, er 
glaube nicht daran, daß die Deutschen 
genügend Reformfähigkeit besäßen. Ich 
habe dem heftig widersprochen; denn ich 
halte diese Auffassung für falsch. Ich weiß 
auch, wie demoskopische Meinungsbilder 
zustande kommen. Bei der Frage nach der 
grundsätzlichen Notwendigkeit von Ver- 
änderungen ergeben sich stets deutliche 
Zwei-Drittel-Mehrheiten. Wenn Sie aber 
zehn Detailfragen stellen, erhalten Sie auf 

alle zehn Fragen eine mehrheitlich ableh- 
nende Antwort. Stellen Sie dann aber die 
Grundsatzfrage erneut, sagt immer noch 
eine Zwei-Drittel-Mehrheit, daß an den 
Veränderungen kein Weg vorbei führt. 
Wenn die CDU Deutschlands sich in ihrer 
fünfzigjährigen Geschichte nicht immer 
wieder schwierigsten Herausforderungen 
gestellt und ihre politischen Ziele durch- 
gesetzt hätte, dann wären wir auch nie die 
große Volkspartei in Deutschland gewor- 
den. Keine der entscheidenden Weichen- 
stellungen wäre ohne unsere Durchset- 
zungskraft möglich gewesen - angefange 

von der Verwirklichung der Sozialen 
Marktwirtschaft über die Einbindung 
Deutschlands in die westliche Gemein- 
schaft in den fünfziger und sechziger Jah' 
ren oder die Stationierung der Mittel- 
streckenwaffen und die damit verbunden 
Stabilisierung der NATO in den achtziger 

Jahren bis hin zur Unterstützung für unse 
re Soldaten in der Bundeswehr. 

Ich finde übrigens, daß deutsche So1' 
daten in diesen Tagen bei der Evakn 
ierung Deutscher und von Staatsafl' 
gehörigen anderer Nationen aus A'* 
banien ein großartiges Bild geboten 
haben; dafür sollten wir unseren b£ 
sonderen Dank und unseren RespeK 

zum Ausdruck bringen. 
Zu den großen Entscheidungen für unser 
Land gehört auch der schnelle Weg zur 
Deutschen Einheit, der natürlich auch Pr° 
bleme mit sich gebracht hat. Aber ich ble1' 
be dabei: Ich bin glücklich darüber, daß w 

Deutschen diese historische Chance genlVt 
haben! Wenn wir uns heute aus Selbstsuc 
und mangelndem Gemeinsinn nicht ^a2f 
bereit fänden, unsere Zukunft miteinande 
zu gestalten, dann wäre es um unser Lan 
schlecht bestellt. Die Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands entscheidet sich vor allem ^ 
daran, ob wir zu Gemeinsamkeit fähig sl 

Das ist auch eine immaterielle Frage - e 

Frage der inneren Kraft und des Glauben 
an die eigene Zukunft. 
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s geht jetzt darum, ob wir uns als reform- 
anig erweisen oder ob Besitzstandsden- 
eri, Gruppenegoismen und eine Blocka- 

, ePolitik, wie sie die Sozialdemokraten 
etreiben, die notwendigen Reformen ver- 

ändern. Ich habe sehr viel Verständnis für 
eie Meinungsäußerung - das Demonstra- 

'pnsrecht gehört dazu. Aber wir haben in 
lesen Tagen auch an mehreren Beispielen 
r'ebt, wie dabei Druckkulissen bis hin zur 
e^altdrohung aufgebaut wurden. Wir, 
'e CDU Deutschlands, werden solchen 
r°hungen nicht weichen. Wir werden das 
n> Was wir für richtig halten. Die Auto- 

mat unseres freiheitlichen Rechtsstaates 
arf nicht angetastet werden. Das Gewalt- 

J^nopol liegt ausschließlich beim Staat 
nd sonst nirgendwo! 
7'r müssen angesichts von weit über 
v|er Millionen Arbeitslosen eigentlich 
l'cht weiter begründen, was jetzt zu 
geschehen hat. Wer jetzt die notwen- 
digen Entscheidungen blockiert, ver- 
sündigt sich an denen, die heute eine 
'ybeit suchen. Es gibt keine vernünf- 
"ge Alternative zu unseren Vorschlä- 
gen. 

i..n Äußerungen von Herrn Lafontaine 
. "inen Sie entnehmen, daß er mit seiner 
sJ^kade-Taktik die notwendigen Ent- 

eidungen zumindestens verschieben 
i    ' um sich dann im Wahljahr als „Retter 
j   er Not" aufzuspielen. Wir werden uns 
L   °n nicht beeindrucken lassen. Wir blei- 
cu §esprächsbereit. Wir hatten verabre- 

' daß wir eine gemeinsame Arbeits- 
^ PPe einsetzen. Diese Gruppe hat ein- 
A,  §etagt und einen weiteren Termin in 
ist' Slc'lt genommen; doch dieser Termin 
kü,lln Zusammenhang mit der Kohle-Dis- 
wSl0n von der SPD abgesagt worden. Es 
c|J? l überhaupt nichts dagegen - und 
Auf     ^er F'nanzm'n'sler in unserem 
%    ^ gestern noch einmal angeboten - 
Siok    se Gruppe von Sachverständigen 

Ln am k„..^ i i .  
set?t und die Arbeit wieder aufnimmt, zu- 

mal ich weiß, daß auch einige der sozial- 
demokratischen Mitglieder dazu bereit 
sind. Alles andere bringt uns in Wahrheit 
nichts. 
Ich kann nur noch einmal an alle demo- 
kratisch Verantwortlichen appellieren, 
jetzt das Notwendige zu tun, um das Land 
nach vorne zu bringen. Wir - Bundesre- 
gierung, Wirtschaft und Gewerkschaften - 
haben uns vor über einem Jahr gemeinsam 
das Ziel gesetzt, die Arbeitslosigkeit bis 
zum Jahr 2000 zu halbieren. Wir haben 
nicht gesagt: Wir halbieren die Arbeitslo- 
sigkeit, sondern wir haben uns das zum 
Ziel gesetzt. Nun sagen viele, das sei gar 
nicht zu erreichen. Ich halte diese Debatte 
für ziemlich unnötig. Uns muß es darum 
gehen, möglichst viele neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Wenn wir uns kein großes 
Ziel setzen, dann werden wir überhaupt 
nichts erreichen! Aber ich bin sicher: 
Wenn wir dieses Ziel alle gemeinsam an- 
gehen, so können wir ein großes Stück auf 
diesem Weg vorankommen. 

Ich habe noch gut in Erinnerung, mit 
wieviel Mißtrauen und Zweifeln wir 
nach dem Regierungswechsel 1982 zu 
kämpfen hatten. Wir haben damals 
von 1983 bis 1992 in der alten Bun- 
desrepublik mehr als drei Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. 
Wir haben heute - wiederum auf die 
alte Bundesrepublik bezogen - trotz 
des drastischen Beschäftigungsein- 
bruchs noch zwei Millionen Arbeits- 
plätze mehr als 1983. 

Wenn die Arbeitslosigkeit heute trotzdem 
höher ist, so hat dies auch damit zu tun, 
daß in der Zeit von 1988 bis 1993 über 2,5 
Millionen Zuwanderer auf den deutschen 
Arbeitsmarkt geströmt sind. Eine solche 
Zahl hat kein anderes Land zu verzeich- 
nen. Ich weise meine Kollegen in der Eu- 
ropäischen Union immer wieder auf diese 
gravierende Veränderung der Struktur un- 
seres Landes hin. 
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Es gibt übrigens noch eine Entwicklung, 
die ebenfalls erhebliche Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt hat, daß nämlich immer 
mehr Frauen Dauerarbeitsplätze nachfra- 
gen, was - nebenbei bemerkt - in der 
DDR eine Selbverständlichkeit gewesen 
war. Ich kritisiere das nicht, im Gegenteil! 
Aber es kommt jetzt darauf an, daß Poli- 
tik, Unternehmen und Gewerkschaften mit 
neuen Ideen gegen die Arbeitslosigkeit 
vorgehen, daß beispielsweise bei der Or- 
ganisation der Arbeit neue Wege beschrif- 
ten werden. Der Gesetzgeber hat die ent- 
sprechenden Möglichkeiten dazu geschaf- 
fen. Ich bin immer wieder verblüfft, wie 
wenig die Wirtschaft davon bisher Ge- 
brauch macht. 
Es gibt aber auch positive Zeichen. So 
wird in den Gewerkschaften in zunehmen- 
dem Maße der Zusammenhang zwischen 
Lohnzurückhaltung und Arbeitsplatzsiche- 
rung gesehen. In diesem Zusammenhang 
halte ich es für außerordentlich wichtig, 
daß wir unmittelbar nach Ostern mit einer 
ganzen Reihe von Gesprächen und Veran- 
staltungen beginnen werden, um auch in 
diesem Jahr eine hinreichend große Zahl 
von Ausbildungsplätzen im dualen System 
bereitstellen zu können. 
Wir haben im Rahmen unseres Gesamt- 
konzepts zur Stärkung der Wettbewerbs- 
fähigkeit Deutschlands neue Chancen zu 
mehr Beschäftigung eröffnet. Eine heftig 
umstrittene Maßnahme zur Kostenentla- 
stung des Faktors Arbeit betraf die Ent- 
geltfortzahlung im Krankheitsfall. Ich hät- 
te mir gewünscht, daß Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer hier gemeinsam eine eigene 
Lösung gefunden hätten. Das ist aber nicht 
geschehen. Deshalb mußten wir entschei- 
den. 

Die Entlastungswirkung der von uns 
beschlossenen Neuregelung liegt er- 
heblich über zehn Milliarden Mark. 
Wer über dieses Thema redet, sollte 
das auch einmal zur Kenntnis neh- 
men! 

Wir haben Einstellungshemmnisse abge- 
baut, beispielsweise durch die Anhebung 
der Schwelle für den Kündigungsschutz 
von fünf auf zehn Arbeitnehmer. Ich hof'e 

sehr, daß diejenigen aus dem Mittelstand 
und aus dem Handwerk, die damals diese 
Entscheidung nachdrücklich begrüßt ha- 
ben, sie jetzt auch wirklich zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze nutzen. 

Darüber hinaus haben wir die Steuer' 
liehe Abzugsfähigkeit für Arbeits- 
plätze in privaten Haushalten verbeS' 
sert und die investitions- und be- 
schäftigungsfeindliche Vermögen- 
steuer abgeschafft. 
Schließlich hat die Bundesregierung 
nach eingehenden Beratungen in de' 
vergangenen Woche ein zusätzliches 
Maßnahmenpaket beschlossen, um 
Investitionen in Höhe von rund 25 
Milliarden DM anzustoßen. 

Ich habe ganz Erstaunliches darüber gel 

sen. Die Hohenpriester der „reinen" 
Marktwirtschaftslehre haben mir sofort 
unterstellt, ich würde damit in die Fuß" 
stapfen meines Amtsvorgängers treten- 
Um was geht es denn bei diesem Pro- 
gramm wirklich? Es geht weder um ein 
kreditfinanziertes Konjunkturprograrnni* 
noch geht es um den Versuch, am HauS' 
haltsrecht vorbei zusätzliche Mittel zu 
mobilisieren. Ein Investitionsvolumen 
von 20 Milliarden DM wird mit Mittel 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau inn*1' 
iert; der Bundeshaushalt wird dadurch 
nicht belastet. Es geht jetzt darum, sini' 
volle Infrastrukturinvestitionen rasch a 
den Weg zu bringen und insbesondere 
schwierige Situation in der BauwirtscH' 
zu stabilisieren. Wir alle wissen, daß 
Bauinvestitionen besonders beschäfti" 
gungsintensiv sind. Ich lege mich jetzt 

nicht auf Zahlen fest, aber seriöse $c. 
zungen gehen davon aus, daß damit ei 
sechsstellige Zahl an Arbeitsplätzen geS 

chert werden kann. 
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^>f dem Vorziehen öffentlicher Infrastruk- 
Urinvestitionen in Höhe von fünf Milliar- 

den DM wollen wir - zeitlich befristet - 
Uch private Finanzierungsmodelle erpro- 
en- Denen, die uns gleich wieder vorhal- 
en> auf diesen Weg sollten wir uns erst 

j&r nicht begeben, kann ich nur sagen: 
^ngesichts der Fülle dringend notwendi- 
ger Investitionen bekenne ich mich aus- 
•"ücklich dazu, daß wir diesen kontrollier- 
en Versuch auch einmal in Deutschland 
Wagen 

Es bleibt dabei: Die notwendigen 
Konsolidierungsanstrengungen im 
Bundeshaushalt werden durch all 
diese Maßnahmen im Rahmen des 
ueschäftigungsfördernden Investi- 
tionsprogramms nicht berührt; sie 
Müssen ohne Frage fortgesetzt wer- 
den. 

•r haben auf dem Weg der Reformen 
. ll0n vieles vorangebracht, und wir soll- 
, n uns jetzt auch gemeinsam darum 

^ühen, das der Bevölkerung klarzuma- 
v^en- Unsere Anstrengungen haben bereits 

|rkungen erzielt. Es gibt deutliche An- 
• Icnen für eine Verbesserung der kon- 
e 

nkturellen Entwicklung - auch aufgrund 
terner Faktoren. In diesem Jahr rechnen 
r mit einem realen Wirtschaftswachs- 

' ^ zwischen zwei und zweieinhalb Pro- 
j nt- Es ist auch unübersehbar, daß sich in 

r deutschen Wirtschaft ein Stimmungs- 
d
echsel anbahnt. Deutschland ist durch 

yon uns eingeleiteten Reformen für 
'andische Investoren wieder attraktiver 

§eWorden. 

v°
r einem Jahr hat der Opel-Vorstands- 

o rsitzende David Herman über den 
Jjjjrtort Deutschland viel Kritisches ge- 
bi«1C^ ^a^e damals m'1 mm darüber dis- 
.   'ert und mich auch geärgert. Er hat vor 
K rZern wörtlich gesagt: „Die Situation in 
|. utschland hat sich gegenüber den west- 
ty. en Nachbarn wesentlich verbessert. 
'*h? S'n(^ ^abei, unsere Standortnachteile 

/ubauen ... Wer über Investitionen 

nachdenkt, muß Deutschland wieder ein- 
beziehen." In diesen Tagen wirbt die größ- 
te Bank in den Niederlanden bei holländi- 
schen Anlegern dafür, in Deutschland zu 
investieren: in einem Land, das seine Zu- 
kunft meistern wird. Ich wünsche mir et- 
was mehr von dieser Überzeugung auch 
hier bei uns. 

Wir müssen jetzt Punkt um Punkt 
unsere Reformen umsetzen. Dazu 
gehört die große Steuerreform, ein 
Schlüsselinstrument für mehr wirt- 
schaftliche Dynamik und Beschäfti- 
gung. Es ist dringend notwendig, die 
Steuersätze in Deutschland auf ein 
international wettbewerbsfähiges Ni- 
veau zu senken. Das ist eine entschei- 
dende Botschaft für ausländische In- 
vestoren. 

Es geht aber ebenso um mehr Steuerge- 
rechtigkeit, denn künftig sollen auch die- 
jenigen Steuern zahlen, die sich bisher 
durch Ausnutzung von steuerlichen Aus- 
nahmen und Sonderregelungen Steuerfrei- 
heit verschafft haben. Wir wollen über un- 
sere Vorschläge mit unserem Koalitions- 
partner, aber natürlich auch mit der SPD 
sprechen, die ja die Mehrheit im Bundes- 
rat hat. 

Wie die Steuerreform sind auch die Ren- 
ten- und die Gesundheitsreform zwingend 
erforderlich. Es geht hier entscheidend um 
eine Begrenzung der Lohnnebenkosten, 
vor allem aber auch darum, die sozialen 
Sicherungssysteme auf Dauer stabil zu 
halten. Wir haben in den beiden Koaliti- 
onsfraktionen in der letzten Woche die 
dritte Stufe der Gesundheitsreform behan- 
delt, mit der die Kostendynamik gebremst 
werden soll. 

Ich nenne nur zwei Zahlen, um die Dra- 
matik der Kostensteigerungen deutlich zu 
machen: 1991 haben die gesetzliche Kran- 
kenkassen 173 Milliarden Mark für ihre 
Versicherten ausgegeben; fünf Jahre später 
waren es bereits 235 Milliarden Mark. 
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Nun weiß doch jeder, daß Deutschland in 
diesen Jahren nicht von Epidemien mittel- 
alterlichen Ausmaßes heimgesucht worden 
ist, sondern daß sich hier - wie in vielen 
anderen gesellschaftlichen Bereichen - 
bedenkliche Einstellungen bemerkbar ma- 
chen nach dem Muster: „Ich habe etwas 
eingezahlt - das will ich mindestens wie- 
der heraushaben!" „Mindestens" heißt 
dann im Regelfall: „Ich will mehr heraus- 
haben." Daß diese Rechnung nicht aufge- 
hen kann, liegt doch auf der Hand. 

Entscheidend bleibt, daß auch künf- 
tig niemand auf medizinisch notvV^-r 

dige Leistungen verzichten muß- ™^ 
brauchen aber eine neue und dauer 
haft tragfähige Balance zwischen n . 
unverzichtbaren Solidarität der Ve , 
sichertengemeinschaft einerseits nj1 

der Eigenverantwortung des einzeI' 
nen Versicherten andererseits. 

In diesen Zusammenhang gehört natüi" 
auch die demographische Entwicklung- 
Die Menschen in Deutschland werden 
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taute im Schnitt beinahe doppelt so alt 
^ie bei der Einführung der Bismarckschen 
Sozialgesetze und können dank der hoch- 
entwickelten und umfassenden medizini- 
Schen Versorgung auch an ihrem Lebens- 
abend eine ganz andere Lebensqualität ge- 
Wlnnen als frühere Generationen. Aber das 
hat natürlich enorme Auswirkungen auf 
^'e Krankenversicherungen und zwingt 
u°s zu einer Reform unseres Gesundheits- 
wesens. Allerdings füge ich gleich hinzu: 
Wir wollen unter keinen Umständen - wie 
anderswo in Europa - dahin kommen, daß 
j^t 75 Jahren bei der gesetzlichen Kran- 
kenkasse Schluß ist mit der Bezahlung 
v°n Bypassoperationen oder neuen Hüft- 
gelenken. Das ist nicht unsere Vorstellung 
v°n einer menschlichen Gesellschaft! 

Wir stehen zu der schon erwähnten 
Vereinbarung zwischen Bundesregie- 
rung, Wirtschaft und Gewerkschaf- 
ten vom Januar letzten Jahres, in der 
wir uns das Ziel gesetzt haben, die 
Beiträge zur Sozialversicherung bis 
zum Jahr 2000 wieder unter 40 Pro- 
zent zu senken. 

j^Uch da höre ich sofort viele Bedenken- 
der einwenden: „Das schaffen die nie." 

berhaupt höre ich zur Zeit von morgens 
's abends das vielstimmige Lamento: 

j^as haben wir noch nie so gemacht! Das 
ann doch gar nicht funktionieren! Warum 
angen wir dann überhaupt damit an?" 
Wenn wir - die CDU Deutschlands - in 
•"eieinhalb Jahrzehnten Regierungsver- 

j^twortung nach diesem Motto gehandelt 
aiten, dann hätte sich unser Land mit Si- 
nerheit nicht so entwickelt, wie es sich 

jpcklicherweise entwickelt hat. Wir ha- 
n das nicht allein erreicht, viele Men- 

gen guten Willens haben dabei mitge- 
bt. Aber jetzt kommt es erneut ent- 

kleidend darauf an, daß wir die notwen- 
§en Entscheidungen treffen. 

jut der Reform der Renten- und Kranken- 
ersicherung wollen wir unseren Beitrag 

zum vereinbarten Abbau der gesetzlichen 
Lohnzusatzkosten leisten. Im übrigen soll- 
ten wir aber auch immer wieder an die 
schlichte Tatsache erinnern, daß 55 Pro- 
zent der Lohnzusatzkosten aus tarifver- 
traglich vereinbarten und freiwilligen Lei- 
stungen bestehen. Wer also verlangt, die 
Politik müsse handeln - was ich ja durch- 
aus akzeptiere -, der muß sich zumindest 
die Frage gefallen lassen: „Was tut Ihr 
denn eigentlich?" 

Bei allem, was wir jetzt tun - ob das die 
Rentenreform, die Steuerreform oder die 
Gesundheitsreform betrifft -, müssen wir 
von den Tatsachen ausgehen. Tatsache ist 
beispielsweise, daß Deutschland mit die 
niedrigste Geburtenrate in Europa auf- 
weist. Tatsache ist auch die erfreuliche 
Feststellung, daß die Menschen in 
Deutschland im Durchschnitt immer älter 
werden; um die Jahrtausendwende wer- 
den drei Millionen über Achtzigjährige 
hier leben. Wir sprechen bei der Renten- 
reform über einen Zeitraum bis zum Jahr 
2030, an dessen Ende voraussichtlich 26 
Prozent der Bevölkerung über 65 Jahre 
alt sein werden; heute liegt dieser Anteil 
bei 15 Prozent! 

Tatsache ist außerdem, daß bei uns 
junge Leute mit knapp 30 Jahren die 
Universität verlassen, während in 
den meisten anderen EU-Ländern 
die jungen Akademiker mit 25 Jah- 
ren ins Berufsleben gehen. In vielen 
Fällen stehen heute bei deutschen 
Akademikern 50 Jahren Kindheit, 
Ausbildung und Ruhestand nur etwa 
30 Jahre Erwerbstätigkeit gegenüber. 
Diese Rechnung kann einfach nicht 
aufgehen! 

Ich will bei dieser Gelegenheit denn auch 
unsere Freunde in den Landesregierungen 
darum bitten, die Fragen der Universitäts- 
reform nicht länger nur in Kultusminister- 
konferenzen zu behandeln, sondern darauf 
zu drängen, daß die notwendigen Struktur- 
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Veränderungen auch wirklich durchgesetzt 
werden. 

Heute haben wir über den Bericht der 
Rentenreform-Kommission zu befinden. 
Ich bedanke mich ausdrücklich bei Nor- 
bert Blüm und den Mitgliedern der Partei- 
kommission; ich nehme diese Gelegenheit 
aber auch wahr, um mich bei den Mitglie- 
dern der Regierungskommission zu be- 
danken. 

Ich finde es ganz in Ordnung, daß es 
zu diesem Bericht auch bei uns 
durchaus unterschiedliche Meinun- 
gen gibt, daß beispielsweise Kurt Bie- 
denkopf sein Konzept einer Grundsi- 
cherung zur Debatte stellt, über das 
wir heute ebenfalls eingehend bera- 
ten werden. Solche Auffassungsun- 
terschiede gehören ganz selbstver- 
ständlich zu einer lebendigen Volks- 
partei. Man kann doch keine Refor- 
men auf den Weg bringen, wenn man 
darüber nicht vorher in aller Offen- 

heit und im Detail gesprochen und 
diskutiert hat. 

Mein herzlicher Wunsch ist, daß wir alle 
uns für die Arbeit in den Orts-, Kreis-, Be' 
zirks- und Landesverbänden vornehmen, 
nicht zu fragen, was populär ist, sondern 
was richtig und notwendig ist. Wenn wir 
das Richtige und das Notwendige tun, 
wenn wir kämpferisch dafür eintreten, 
dann ist es für mich überhaupt keine Fra- 
ge, daß wir auch bei den kommenden 
Wahlen erfolgreich sein werden. 

Wir müssen alles dafür tun, unseren Platz 

in der Europäischen Union und unter den 
Völkern der Welt zu sichern. Unsere 
Freunde und Partner blicken mit vielfälti' 
gen Erwartungen auf uns. Sie fragen sicri< 
aber auch uns: „Werden die Deutschen &u 

ihrem Weg nach Europa bleiben? Werden 
sie auch weiterhin Motor der europäische 
Einigung sein oder in eine innenpolitisch 
Nabelschau verfallen und ihr europäisch 
Engagement hintanstellen?" 
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ks sind in der Tat große Erwartungen, die 
jfn uns gerichtet werden. Gerade in diesen 
*agen konnte man angesichts der Vorgänge 
'n Albanien erkennen, wie viele in Europa 
Und in der Welt dafür dankbar sind, daß 
Deutschland seine volle Verantwortung ge- 
genüber der Welt wahrnimmt - ohne Wenn 
^nd Aber. Das beweisen auch die deutschen 
Soldaten im Rahmen des SFOR-Einsatzes 
jjn früheren Jugoslawien. Auch dafür ein 
herzliches Wort des Dankes! 

Trotz all unserer Probleme sind wir 
eines der wohlhabendsten Länder 
dieser Erde. Und in weiten Teilen 
Afrikas, Lateinamerikas und Asiens 
erwarten die Menschen unsere Hilfe. 

^'r werden in wenigen Wochen auf der 
^°ndergeneralversammlung der Vereinten 
Nationen über die Folgerungen aus der er- 
len Umweltkonferenz von Rio diskutie- 

^n- Auch hier erwarten die Länder der 
Uritten Welt von uns entscheidende Unter- 
Atzung für eine Verbesserung ihrer Le- 
ensumstände und zur Sicherung ihrer Zu- 

kunft. 

erade wir Deutschen wissen besser als 
udere, welch ein Unglück es bedeutet, 
enn in einem Teil der Welt kein Friede 

. nd keine Freiheit herrschen. In Deutsch- 
laid leben heute weit über 300.000 Bür- 
£erkriegsflüchtlinge allein aus dem frühe- 

n Jugoslawien. Wir können überall Män- 
e£ Frauen und Kinder treffen, die dieses 

glimme Schicksal erlitten haben. Wir 
J*°en das nicht vergessen. So wichtig 

Jrtschafts- und Sozialpolitik auch immer 
, ln mögen - am allerwichtigsten bleibt 
er Erhalt von Frieden und Freiheit. Und 

die Einigung Europas ist die beste Garan- 
tie für den Frieden und die Freiheit im 21. 
Jahrhundert. 

Im Juni wollen wir auf dem Europäischen 
Rat in Amsterdam den sogenannten Maas- 
tricht II-Vertrag abschließen. Dort geht es 
um den Ausbau der inneren Struktur der 
Europäischen Union, um die Rolle des Eu- 
ropäischen Parlaments und viele andere 
zentrale Fragen für die Zukunft Europas. 
Ich möchte nur einige beispielhaft nennen: 
Sind wir Europäer in der Lage, uns ge- 
meinsam tatkräftig gegen grenzüberschrei- 
tende organisierte Kriminalität zur Wehr 
zu setzen? Werden wir unser Versprechen 
einhalten, den Ländern Mittel-, Ost- und 
Südosteuropas den Zugang zur Europäi- 
schen Union zu eröffnen, damit sie in eu- 
ropäischer Solidarität den Weg ins nächste 
Jahrtausend gehen können? Sind wir be- 
reit, die notwendige Schlußfolgerung aus 
der Tatsache zu ziehen, daß beispielsweise 
Krakau in der Mitte Europas liegt? 

Das alles kommt jetzt auf uns zu. Nun 
kann man sich natürlich auf den Stand- 
punkt stellen, das alles sei zu schwierig 
und zuviel auf einmal. 

Die Alternative ist ziemlich einfach: 
Entweder wir stellen uns dieser Her- 
ausforderung oder wir drücken uns 
vor unserer geschichtlichen Verant- 
wortung. Auf diese Alternative gibt 
es nur eine Antwort: Wir - die 
Christlich Demokratische Union 
Deutschlands - sind uns immer unse- 
rer Pflicht bewußt gewesen. 

Ich finde, diese Pflicht weiterhin zu er- 
füllen, macht auch Freude; denn wir 
tun es für unser Vaterland. 

• INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

• T-ONLINE     • X 400 

*CDU# c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 
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Bundesarbeitsminister Norbert Blüm: 

Die Alternative lautet: 
Weiterentwicklung 
unseres Rentensystems 
oder Systemwechsel 

i 
' --. 

V 
— 

f^g 

Der Vorschlag des Bundesvorstandes, 
für den wir um Zustimmung bitten, be- 
ruht auf der intensiven Vorarbeit von 
zwei Kommissionen unter Beteiligung 
von Finanzwissenschaftlern, Wirt- 
schaftswissenschaftlern, Juristen, Un- 
ternehmensberatern, Gewerkschaftern 
und Arbeitgebern. Die Rechnungen, die 
diesem Konzept zugrunde liegen, sind 
mit den Rentenversicherungsträgern 
und mit Versicherungsmathematikern 
der privaten Alterssicherung abge- 
stimmt. Es ist ein Konzept, das auf ei- 
ner gesicherten Rechnungsgrundlage 
aufbaut. 
Ich will in meiner Begründung zunächst 
auf die Grundentscheidung hinweisen, 
dann die einzelnen Aspekte unseres Vor- 
schlags erläutern und schließlich auf Ein- 
wände eingehen. 
Die Alternative, über die Sie heute ent- 
scheiden, lautet: Weiterentwicklung unse- 
res Rentensystems oder Systemwechsel. 
Sie entscheiden heute nicht über Varian- 
ten. Sie entscheiden vielmehr über zwei 
Konzepte, die Alternativen sind. Die Al- 
ternative heißt: beitragsfinanzierte, lei- 
stungsbezogene Rente oder steuerfinan- 
zierte Einheitsrente. 
Die heute zu fällende Entscheidung muß 
auch die Frage beantworten, ob in unse- 

rem Sozialsystem Leistung sich künftig 
noch lohnt. Das Prinzip der Leistungsge- 
rechtigkeit ist zwar ein altes Prinzip, aber 
ich halte es nicht für veraltet. Ohne Bezug 
zu einer Vorleistung und ohne Prüfung des 
Bedarfs gewährt die Bürgerrente eine Ein- 
heitsrente, egal ob jemand gearbeitet, 
schwarz gearbeitet oder nicht gearbeitet 

Rede von Bundesarbeits- 
minister Norbert Blüm auf 
der Sitzung des Bundesaus- 

schusses der CDU am 
19. März 1997 in Bonn 

hat. Das wäre der Abschied vom Lei- 
stungsprinzip. Wir haben zu entscheiden 
zwischen der leistungsbezogenen Rente 
oder einer Bürgerrente, die nichts anderes 
wäre, als Sozialhilfe ohne Bedarfsprütung' 
die auch im Nettowert nur unwesentlich 
über den durchschnittlichen Sozialhilfele1' 
stungen läge. 

Wir haben zu entscheiden, ob auch 
künftig die Alterssicherung dem Vor' 
sorgeprinzip entspricht und solida- 
risch organisiert ist oder den Versof' 
gungsgedanken in den Vordergrund 
stellt. 
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■e tragenden Ideen, die dem Konzept zur 
Weiterentwicklung der Alterssicherung 
^gründe liegen, heißen erstens: Stärkung 

es Versicherungsprinzips, zweitens: 
tärkung der Generationen-Solidarität. 
as sind die beiden tragenden Ideen. Ich 

rete ein für eine Stärkung des Versiche- 
ngsprinzips. Diesen Weg haben wir be- 

^'ts beschritten. Die Anerkennung von 
^usbildungszeiten wurde zurückgeführt, 

!e Fremdrentenansprüche wurden redu- 
lert. Die versicherungsmathematischen 

, ^schlage bei vorzeitigem Rentenbezug 
aben etwas mit dem Versicherungsprin- 

?1P zu tun. 

Leistungsprinzip stärken 
^ne Abschlag würde der länger Arbei- 
te dem früher Ausscheidenden die Vor- 
züge Rente finanzieren. Wir machen un- 

' r Prinzip beitragsgerechter, drängen da- 
ll auch Umverteilung zwischen Perso- 
n zurück. Im Vordergrund steht die tem- 
rale Umverteilung zwischen Lebens- 

^aPpen. Ich trete ein für eine Stärkung 
£ ^Leistungsprinzips ohne Verzicht auf 

•'darität. Die Rentenversicherung ge- 
nrt auch weiterhin Berufsunfähigkeits- 
ten, Hinterbliebenenrenten und Famili- 

nleistungen. 

ne
er ZWeite Gesichtspunkt ist der des Ge- 

ai ationenausgleiches. Kein anderes Sozi- 
(. ersicheruhgssystem ist so auf Genera- 
le 

nensolidarität angewiesen wie die Ren- 
v 

nversicherung. Sie lebt ganz elementar 
^ ^der Solidarität zwischen Jung und Alt. 
ne   ^

ese Solidarität gilt es immer wieder 
Hl  e,nzupendeln: Die Jungen dürfen 
^t H ^e'tra8ssätze zahlen müssen, un- 
bri ifnen 'nr Leistungswille zusammen- 
lioK     Andererseits dürfen wir den Alten 
Uh        Rentenniveau zumuten, das ihrer 
die 

ens'e'stung nicht entspricht. Zwischen 
l^sen beiden Ansprüchen gilt es die Ba- 
njcue nerzustellen, und das kann doch 
ejn   

Unmöglich sein! Die Jungen werden 
mal alt, sie bestimmen damit auch über 

das Rentenniveau, das sie einmal erwartet, 
und die Alten waren einmal jung, und je- 
der Enkel hat Großeltern, und alle Großel- 
tern haben Enkel. Insofern scheint mir der 
Generationenausgleich in der Rentenversi- 
cherung geradezu in der Natur der Sache 
zu liegen. 

Wir versuchen, diesen Generationen- 
ausgleich durch eine demographische 
Formel neu zu regeln, die die längere 
Rentenbezugszeit infolge gestiegener 
Lebenserwartung berücksichtigt. 
Wenn die Menschen länger leben - 
wir freuen uns darüber -, müssen sie 
den erworbenen Rentenanspruch auf 
mehr Jahre verteilen. Das ist keine 
Rentenkürzung, das Volumen wird 
lediglich auf mehr Jahre verteilt. Das 
ist das, was wir als neue demographi- 
sche Formel anbieten. 

Die Erhöhung der Lebensarbeitszeit 
bleibt eine weitere Option. Sie trifft aller- 
dings nur den Rentenzugang, nur die Jun- 
gen, nicht die Alten. Aber ich mache dar- 
auf aufmerksam, daß wir die Altersgrenze 
im verfassungsrechtlich schnellstmögli- 
chen Tempo bis 2001 bei den Männern 
und bis 2004 bei den Frauen auf 65 Jahre 
anheben werden. Freilich, bei der Alters- 
grenze muß auch auf die Arbeitsmarktlage 
Rücksicht genommen werden. Für die Er- 
höhung der Lebensarbeitszeit haben wir 
im übrigen zwei Möglichkeiten: Entweder 
früherer Eintritt ins Berufsleben durch 
Verkürzung der Ausbildungszeiten oder 
aber späterer Eintritt in die Rente. 
Die Reform der Rentenversicherung wird 
auch die Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit neu ordnen. Das Risi- 
ko der Erwerbsunfähigkeit wegen einge- 
schränkter Gesundheit wird sachgerecht in 
der Rentenversicherung versichert. Wenn 
aber kein der gesundheitlichen Einschrän- 
kung entsprechender Arbeitsplatz vorhan- 
den ist, so ist das nicht Risiko der Renten- 
versicherung, sondern Risiko der Arbeits- 
losenversicherung und muß von ihr abge- 
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Norbert Blüm: 75 Prozent des Einsparzieles errei- 
chen wir über echte Sparmaßnahmen, lediglich zu 
25 Prozent ist die Umfinanzierung daran beteiligt. 

deckt werden. Wir wollen diese Erwerbs- 
unfähigkeitsrente auch als Teilrente anbie- 
ten, die durch Teilzeit ergänzt werden 
kann. 
Die Reform geht auf zwei Wegen vor. 

Erstens: Entlastung 
durch Sparen. 
Das Netto-Rentenniveau soll in langsamen 
Schritten auf 64 Prozent abgesenkt wer- 
den. Den Kritikern sage ich: 64 Prozent 
Rentenniveau hatten wir auch im Jahr 
1974, und niemand hat gesagt, dies sei ein 
unzumutbares Niveau. Niveauabsenkung 

bedeutet nicht: Rentenkürzung. 
Keine bestehende Rente wird 
gekürzt, nur die Rentenanpassun* 
gen verlaufen flacher. Ich mache 
im übrigen darauf aufmerksam, daß 
das Sparpotential keineswegs allein 
aus Absenkung des Niveaus besteht- 
sondern überdies aus der Reduzie- 
rung von beitragsfreien Ausbil- 
dungszeiten, der Anhebung der Al' 
tersgrenze sowie der Neuordnung 
von Erwerbsunfähigkeitsrenten. 

Der zweite Weg ist die 
Umfinanzierung. 
Wir wollen die Kosten der Arbeit re- 
duzieren durch Umfinanzierung von 
der Arbeit weg hin zum Verbrauch, 
was für eine exportorientierte Wirt' 
schaft ein naheliegender Gesichts- 
punkt ist. Die Belastung der Arbeit 
verfolgt das Produkt rund um die Er' 
de, die Belastung des Verbrauchs n»» 
bis an die nationalen Grenzen. Da- 
durch kann der Beitragssatz um l 
Prozentpunkt gesenkt werden. W>r 

entlasten auf diese Weise die Ar- 
beitskosten und geben überdies ein 
Antwort auf die Frage, ob die Rer>' 
tenversicherung nicht Lasten trage11 

muß, die eigentlich nicht zu Lasten^, 
des Beitragszahlers gehen dürfen- 

leisten damit auch einen Beitrag zur Sy- 
stemstabilisierung. Im übrigen bitte ich0 

Proportionen zu beachten: 
75 Prozent des Einsparzieles errei- 
chen wir über echte Sparmaßnah- 
men, lediglich zu 25 Prozent ist die 

Umfinanzierung daran beteiligt« 
Wir prüfen im Zusammenhang mit de' 
form auch die Frage: Was können wir 
um die Erosion der Solidargemeinscb* 
zu stoppen? Für jedermann ist sichtbar- 
Die geringfügige Nebenbeschäftigung ^ 
ben der Hauptbeschäftigung nimmt zu\ 
muß mir mal einer erklären, wieso zW 
geringfügige Beschäftigungsverhältn'- • 
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ödiert werden und dann versicherungs- 
Pnichtig sind, eine geringfügige Beschaf- 
fung neben der Hauptbeschäftigung aber 
icht versicherungspflichtig ist. Oder an- 

s
ers ausgedrückt: Überstunden im Betrieb 
.ind versicherungspflichtig, Überstunden 
JJ1 Nebenjob an der Tankstelle aber nicht. 

as ist irrational! Man darf sich nicht 
undern, wenn durch solche Fluchtbewe- 

j? ngen diejenigen, die in der Solidarge- 
"]emschaft bleiben, mehr Beiträge zahlen, 

Sle eigentlich zahlen müßten. 

s 
s §eht nicht darum, jede kleine Nebenbe- 
nattigUng zu verhindern oder sogar die 
ywandsentschädigung im Sport oder im 
'Jurellen Bereich zu erfassen. Es geht 
e|mehr um die Frage: Wie verhindern 

tr^K'e Sez'elte Strategie mancher Be- 
vi'i e*aus Vo,'"ErwerDsarbeitsplätzen 
. ,e geringfügige Arbeitsverhältnisse 
w dachen? Auch das ist eine Fluchtbe- 
Uj §ung aus der Solidarität, die wir so 

111 hinnehmen können. 
^   der Reform müssen wir auch Ant- 
dr.rt geben auf die Tendenz zur Ab- 
s'nd I""8 in Scneinse,bständigkeit. Das 
% »^ständige mit arbeitnehmerähnli- 
ter 

r ^rvverbstätigkeit, wenn sie keine wei- 
de" Arbeitnehmer beschäftigen und in 
ber ^ £el von einem einzigen Auftragge- 
jj   abhängig sind. Hier geht es um die 
ses 

Ul?bedürftigkeit dieses Personenkrei- 

ti,je^
lnterbliebenenrente muß refor- 

f(ir * Werden. Ich halte sie nach wie vor 
unverzichtbar. Wollte man sie ganz 
^n»        ^ann wurde die Rentenversiche- 
ren ,nur ein einziges Ehemodell akzeptie- 
re! f' C'em beide Eheleute erwerbstätig 
erWe K  CS Ehemodell, bei dem nur einer 
%r rbstütig ist, würde aus der Alterssi- 
esde | nerausrallen- Da frage ich: Steht 
s°lch    entenversicherung überhaupt zu. 
rente   

privaten Lebensentscheidungen 
4ber 

nrechtlich zu bewerten? Richtig is, 
W.aUcri: Je häufiger der eigene Rentei 

cn der Frauen ist, um so mehr sin 

st 
Renten- 

kt 

der Anspruch auf eine abgeleitete Rente. 
Hier besteht ein Handlungsbedarf. Wir 
können ihm aber erst nachkommen, wenn 
wir genauere Daten über die Versorgungs- 
und Erwerbssituation von Männern und 
Frauen haben. 

Erziehungszeiten anrechnen 
In diesem Zusammenhang wollen wir 
auch die familienpolitischen Leistungen 
der Rentenversicherung neu ordnen. 
Als ersten Schritt und in Umsetzung der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichtes werden wir sofort bei einem Zu- 
sammentreffen von Kindererziehungszei- 
ten mit anderen Beitragszeiten die Kinder- 
erziehungszeiten additiv - bis zur Bei- 
tragsbemessungsgrenze - anrechnen. Dar- 
über hinaus wollen wir damit beginnen, 
bei der rentenrechtlichen Bewertung der 
Kindererziehungszeiten stufenweise 100 
Prozent statt wie bisher 75 Prozent des 
Durchschnittsverdienstes aller Versicher- 
ten zugrunde zu legen. Dies ist ein weite- 
rer Schritt zur Umsetzung unseres Grund- 
satzes, daß Erziehungsarbeit gleich viel 
wert ist wie Erwerbsarbeit. 

Wir haben nie den Anspruch erho- 
ben, daß die Rentenversicherung die 
alles sichernde Alterssicherung ist. 
Wir sind immer ausgegangen von 
drei Säulen: gesetzliche Rentenversi- 
cherung, betriebliche und private Al- 
tersvorsorge. Das entspricht dem 
Subsidiaritätsprinzip. 

Nun muß man feststellen, daß gerade die 
betriebliche Alterssicherung in den neuen 
Ländern so gut wie nicht vorhanden ist 
und in den alten Ländern zurückgeht. Hier 
muß man fragen, wie man die betriebliche 
Altersvorsorge stärken kann, auch arbeits- 
rechtlich. Die durch die Rechtsprechung 
verursachten Dynamisierungszwänge ma- 
chen es vielen kleinen Betrieben unmög- 
lich, ihren Mitarbeitern Zusagen zu ma- 
chen, weil sie nicht kalkulieren können, 
wie groß die Ansprüche in 20 Jahren sein 
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werden. Diese durch die Rechtsprechung 
erzwungene Automatik der Dynamisie- 
rung muß beseitigt werden, wenn gerade 
auch in mittelständischen Bereichen die 
betriebliche Altersvorsorge einen neuen 
Schub bekommen soll. Betriebliche Al- 
terszusagen dürfen aber auch keine golde- 
nen Fesseln für Arbeitnehmer sein, die ei- 
nen Betriebswechsel verhindern. Wir 
brauchen Mobilität in einer flexiblen Ge- 
sellschaft. Wer den Betrieb wechselt, muß 
nach einer angemessenen Zeit von Be- 
triebszugehörigkeit den Anspruch mitneh- 
men können. 

Im Kampf gegen Altersarmut 
erfolgreich 
Ich muß noch auf einige Einwände einge- 
hen. Es wird z. B. gesagt, unser Alterssi- 
cherungssystem verhindere nicht wir- 
kungsvoll die Altersarmut. 

Ich kenne kein Alterssicherungssy- 
stem, das im Kampf gegen Altersar- 
mut so erfolgreich ist wie die bei- 
trags- und leistungsorientierte Rente. 

Der Anteil der über 60jährigen an der So- 
zialhilfe als Hilfe zum Lebensunterhalt ist 
zwischen 1970 und 1994 von 3,8 auf 1,8 
gesunken. Es ist nachweislich falsch, 
wenn aus der Höhe der Rente auf den Le- 
bensstandard geschlossen wird. Ich bei- 
spielsweise bin ein Kleinrentner, weil ich 
wenig Beitragsjahre habe. Ich würde des- 
halb aber nicht sagen, daß mein Lebens- 
standard im Alter gefährdet wäre. Deshalb 
warne ich davor, aus kleinen Renten auf 
Bedürftigkeit zu schließen. 

Ich verteidige die Rentenversiche- 
rung als ein wirksames Instrument, 
das Leistungsgerechtigkeit und Soli- 
darität verbindet und das allen 
Grund gibt, verteidigt zu werden. 

Lassen Sie mich auch noch auf den Ein- 
wand eingehen, diese Rentenversicherung 
überlaste die Jungen, und eine Grundrente 
würde die Jungen entlasten. Bei einer 

Grundrente zahlen die Jungen dreimal. Sie 

zahlen erstens die erworbenen Rentenan- 
sprüche der Rentner, die jetzt in Rente 
sind, weiter. Zweitens zahlen sie durch ei- 
ne immense Steuererhöhung ihre Grund- 
rente, und drittens müssen sie noch eine 
Zusatzversorgung bezahlen. Und so 
kommt es, daß im Übergang das neue Sy- 
stem nach zehn Jahren 39 Milliarden 
mehr kostet, nach 20 Jahren 45 Milliar- 
den - nicht acht Milliarden, wie behaupte 
wird. Deshalb käme dieses System nicht 
ohne eklatante Steuererhöhungen aus: im 
Übergang direkte Steuern 30 Prozent, lj>' 
direkte Steuern 45 Prozent; nach Berecrr 
nung des Bundesarbeitsministeriums sog 
52 Prozent. 

Damit steht eine Grundrente mit dif* 
ser Steuererhöhung im Widerspm« 
zu unserer Politik der Steuerentla- 
stung, wie wir sie gerade bei der 
Steuerreform ankündigen. 

Auch der Einwand, die gesetzliche Ren- 
tenversicherung sei deshalb nicht zu- 
kunftsfest, weil die Teilzeitarbeit zu-     .. 
nimmt, ist nicht stichhaltig. 45 Jahre Jen 
zeit ist eine Ausnahme. Teilzeitarbeit ist 
der Regel nicht das einzige Lebensein- 
kommen, sondern ein Zusatzeinkonim«.j 
Bei der Teilzeit haben wir es weniger m1 

der Umwandlung von Vollzeit-Arbeits- 
plätzen in Teilzeitarbeitsplätzen zu tun- 
Hier wird vielmehr ein Erwerbspotentia 

mobilisiert, das bisher überhaupt nicht 
werbstätig war und folglich auch über- 
haupt keine Sicherung hatte. 

Ich fasse zusammen: Eine beitrag5 

nanzierte Rente ist verläßlicher, s< 
basiert auf Vorleistung. Es ist ein 
mentaler Unterschied, ob ein Ren'|ji 
ner oder eine Rentnerin eine Ren 
dem Bewußtsein erhält, dafür ein« 
Leistung erbracht zu haben, daft" 
gearbeitet zu haben, oder ob sie n 
Gefühl haben müssen, ihre Rente ^ 
staatliche Zuwendung gewährt t 
kommen. Das ist ein wichtiger ein 
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zipatorischer 
Aspekt. 

Warum gehen die 
Schweden von der 
sjeuerfinanzierten 
^'nheitsrente weg 
2ur Beitragsfinan- 
zierung? Weil die 
°eitragsfinanzie- 
rung auch An- 
brüche besser 
feuert, da An- 
brüche hier auf . 
V°rleistung basie- 
rer>- Eine Versor- 
§ungsrente kommt 
jjtirner in den haus- 
^Itspolitischen 
yerteilungsstreit, 
J^halb ist die bei- 
.ragsfinanzierte 
Hente auch verfas- 
^ngsrechtlich von 
^°herer Sicherheit. 

as wichtigste für die Rentner ist die Ver- 
yßlichkeit der Rente. Deshalb soll das Ni- 
eau nicht unter 64 Prozent sinken, und 

snalb verbinden wir diese Reform mit 
,er Zusage: keine Rentenkürzung infolge 

aie*er Reform. 

*-s tut der Rentenversicherung nicht 
§ut, wenn sie zum Wahlkampfthema 
Mrd. 

.r das, was wir vorlegen, stehen wir in 
irizipieiier Übereinstimmung mit der 

.. u, in prinzipieller Übereinstimmung 
Jt der FDP, in prinzipieller Über- 
^sürnmung mjt jgj. spD jn prinzipieller 

Einstimmung mit der Bundesvereini- 
■    § der Deutschen Arbeitgeberverbände, 
(Y^nzipieller Übereinstimmung mit dem 
^. B' in prinzipieller Übereinstimmung 
j^1 der DAG. Und das wichtigste: die *" 
Se ^ler>versicherungsträger haben an die- 

^ Konzept mitgearbeitet. 
deshalb meine Bitte: Jetzt muß ent- 
c«ieden werden, auch um des Ver- 

CDU 
trauens in die Rentenversicherung 
wegen! Ich bitte Sie darum, der lei- 
stungsbezogenen solidarischen Ren- 
tenversicherung treu zu bleiben. 

Roland Berger, Unternehmensberater, Mit- 
glied der Regierungs-Rentenkommission, 
der unserem Vorhaben anfänglich eher 
skeptisch gegenüberstand, hat mir vor we- 
nigen Tagen geschrieben, daß wir nicht 
gerade dann soziale Sicherungssysteme in 
Frage stellen sollten, wenn wir den Men- 
schen massiven Strukturwandel und 
schwerwiegende Veränderungen im per- 
sönlichen und beruflichen Bereich abver- 
langen. 
Ich finde, wer Wandel friedlich organisie- 
ren will, der braucht einen verläßlichen 
Sozialstaat. Ein Sozialstaat hat nicht nur 
Armut zu bekämpfen, nicht nur Existenz 
zu sichern. Er hat auch für die da zu sein, 
die fleißig sind, die sich anstrengen. Auch 
in der Sozialversicherung muß sich Lei- 
stung lohnen! ■ 
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Ministerpräsident Kurt H. Biedenkopf: 

Das Konzept der Bürgerrente 
empfiehlt, einen Übergang 

aus dem bestehenden in 
ein neues System zu suchen 

Wir haben es mit zwei Vorschlägen zu 
tun. An beiden Vorschlägen ist lange ge- 
arbeitet worden. An dem einen in den 
Kommissionen mit der Unterstützung 
der Rentenversicherungsträger, mit der 
Unterstützung des Bundesarbeitsmini- 
sters und seines Apparates. Der andere 
Vorschlag ist auch schon Gegenstand 
jahrelanger interner Diskussionen. Wir 
haben zwei unterschiedliche Wege vor 
uns liegen, zwei Alternativen: Die Vor- 
lage des Bundesvorstandes empfiehlt 
uns, im bestehenden System weiter zu 
reformieren. Das Konzept der Bürger- 
rente empfiehlt uns, einen Übergang 
aus dem bestehenden in ein neues Sy- 
stem zu suchen und langfristig ein neu- 
es System der Alterssicherung zugrunde 
zu legen. Damit treten eine ganze Reihe 
von Grundsatzfragen vor uns, über die 
ich im folgenden sprechen möchte. 
Für den ersten Vorschlag streitet die Er- 
fahrung mit dem bestehenden System. Die 
Sozialpolitiker - Norbert Blüm hat es ein- 
drucksvoll aufgezählt - der großen Volks- 
parteien, der Gewerkschaften, der Arbeit- 
geber, natürlich auch die Rentenversiche- 
rungsträger, die allerdings da auch einen 
beachtlichen eigenen Besitzstand haben, 
denn für eine Bürgerrente braucht man 
keine 240.000 Beschäftigte und kein Rie- 
senheer von Rentenberatern, haben natür- 

lich auch ein Interesse daran, daß das Sy- 
stem bestehen bleibt; was ich durchaus aK- 
zeptiere. Für das erste streitet der Bundes- 
vorstand und der Bundesvorsitzende. 
Jetzt sind noch zwei weitere Zeugen beru- 
fen worden: Zum einen Roland Berger. 
Wenn Roland Berger den Unternehmen, 
die er berät, die gleiche Empfehlung ge- 
ben würde, würde er kaum noch zu Bera- 
tungen in Unternehmen herangezogen. 
Und was zum zweiten die Schweden an- 
geht, so hat mich das doch sehr interes- 
siert. Ich habe deshalb gestern den frühe- 
ren Ministerpräsidenten Carlsson angen1' 

Rede von Ministerpräsident 

Kurt H. Biedenkopf 
auf der Sitzung des 

Bundesausschusses der CDU 
am 19. März 1997 in Bonn 

fen, um mal zu hören, was in Schweden 
los ist. In Schweden ist überhaupt noch 
keine Entscheidung gefallen. Bisher ist 
dort die Rentenversicherung nur von de 
Arbeitgebern und vom Staat bezahlt wo 
den. Die Höhe der Rente war 60 Prozeß ■ 
Carlsson hat mir gesagt, das könnten s» 
nicht mehr bezahlen, und deshalb wo1' e 
sie jetzt die Arbeitnehmer beteiligen. D1 
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Gewerkschaften haben daraufhin verlangt, 
daß die Arbeitnehmer nur beteiligt werden 
dürften, wenn sie vorher durch tarifver- 
traglich zugesicherte Lohnerhöhungen so- 
v'el mehr verdienen, daß diese Beteili- 
gung ihr Einkommen nicht verringert. Was 
dabei herauskommt, ist völlig offen. 
£s gibt bisher nichts anderes als einen 
f^ornmissionsbericht, deshalb sollte man 
Jetzt jedenfalls die Schweden noch nicht 
^emühen. Ich könnte natürlich die Nieder- 
ander bemühen, die diese Grundsicherung 

P'Us Eigenvorsorge haben und die uns ja 
"ttrner wieder als Vorbild für die Erweite- 
^ng der Teilzeittätigkeit und für den Zu- 
wachs der Beschäftigung dienen. 

Ur den zweiten Vorschlag streitet der 
achverständigenrat, der ausführlich in 
&inem jüngsten Jahresgutachten eine 
■"Undabsicherung empfohlen hat; die 

. e'tbank, die eine Untersuchung für die 
dustriellen Nationen vorgelegt hat, sagt: 
u* Dauer ist dieses System nicht zu hal- 
i. Für den zweiten Vorschlag streiten die 

? 
undesbank und - da der Bundesvorsit- 

,ende Ludwig Erhard erwähnt hat - auch 
J-udwjg Erhard. Ludwig Erhard hat 1956 

, u 57 dringend davor gewarnt, eine lohn- 
nängige beitragsfinanzierte Rente mit 

, ^ Anspruch einzuführen, daß sie Le- 
^standard sichernde Funktion hat. Ge- 

. u dies ist aber bis heute der Anspruch 
r gesetzlichen Rentenversicherung. In- 
essanterweise streitet für die zweite Al- 

rnative auch die theoretische Grundlage 
^■"die Rentenreform von 1957, nämlich 
|o's°g- „Rothenfelser Denkschrift" von 
.   5, die an Konrad Adenauer erstattet 
£j rde. An ihr hat neben den Professoren 

Hingen Muthesius und Neuendörfer je- 
Ve     teilgenommen, der unsere höchste 

Ehrung verdient: nämlich Josef Höff- 
^ > der spätere Kardinal von Köln. Diese 
che

nner haben vorgeschlagen, eine staatli- 
ch 0(*er beitragsfinanzierte Grundsiche- 

f.einzuführen. Sie haben - mit dem e*gl 'sehen Wort - eine Absicherung der 

„basic needs" empfohlen. Das ist ziemlich 
genau dasselbe. 

Was mich, Herr Vorsitzender, an Ihrer 
Grundsatzrede besonders gefreut hat, ist, 
daß ich ganze Passagen dieser Grundsatz- 
rede für die Begründung meiner Alternati- 
ve heranziehen kann. Keiner hat bisher so 
eindrücklich die tiefgreifenden Umwäl- 
zungen beschrieben, die auf uns zukom- 
men. Keiner hat bisher so eindrücklich 
darauf hingewiesen, welche Herausforde- 
rungen in den nächsten Jahrzehnten auf 
die Bundesrepublik Deutschland zukom- 
men, und keiner hat so deutlich gemacht 
wie Sie in ihrer Grundsatzrede, daß es 
dringend erforderlich ist, die gesetzlichen 
Lohnnebenkosten zu senken. Das Bundes- 
vorstandsmodell führt aber nicht zu einer 
Senkung der Lohnnebenkosten. 

Ich möchte über den hier zur Dis- 
kussion stehenden Zeitabschnitt mit 
allem Nachdruck sagen: Wir disku- 
tieren nicht über die Rentner von 
heute. Wir diskutieren über die Fra- 
ge, ob meine Enkel bereit sind, die 
Rente meiner Kinder zu finanzieren. 
Das ist unser Thema. 

Das heißt, wir diskutieren über den Zeit- 
abschnitt nach 2015. Und für diesen Zeit- 
abschnitt müssen wir die Fragen stellen. In 
diesem Zeitabschnitt wird gefragt, wie das 
mit der Solidarität der Jüngeren gegenüber 
den Älteren ist - ich komme gleich noch 
darauf zurück. 

Ich möchte hier nur deutlich machen, die 
Diskussion - und es ist politisch gesehen 
eine Auseinandersetzung, die geführt wird 
- wird nicht mehr zwischen Norbert Blüm 
und mir geführt, sondern zwischen dem 
Bundesvorstand und mir. Ich habe im 
Bundesvorstand gegen den Vorschlag ge- 
stimmt, und ich habe deutlich gemacht 
und sage das hier wieder: Ich bin über- 
zeugt davon, daß der Weg, der uns jetzt 
hier empfohlen wird, nicht zum Ziele 
führt. Ich möchte dem Bundesvorsitzen- 
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Kurt H. Biedenkopf: Es gibt nur zwei Formen der Altersvorsorge. Das ist erstens die Bi 
dung von Humankapital, also Kinder, und zweitens Vermögenskapital. Eine andere Al- 
tersvorsorge gibt es nicht. 

den ausdrücklich zustimmen zu seiner Er- 
klärung, die er am 12. März in München 
abgegeben hat, daß angesichts der Trag- 
weite der anstehenden Entscheidungen, 
deren Bedeutung weit in das kommende 
Jahrhundert reicht - ich habe es schon er- 
wähnt -, intensiv auch die Alternative dis- 
kutiert werden muß. 
Nun hören wir ja, wenn wir das machen, 
was jetzt hier empfohlen wird, dann sind 
die Dinge endgültig - weitgehend jeden- 
falls - in Ordnung. Wie stabil sind denn 
solche Beschlüsse? Der Bundesausschuß 
hat sich im Herbst 1988 ebenfalls mit die- 
sen Fragen befaßt. Und damals haben wir 
dann die Rentenreform 1992 gemacht. Sie 
sollte nach damaliger Auskunft - und bis 
in das Jahr 1993 wurde diese Meinung 
aufrechterhalten - für die nächsten 20 bis 
25 Jahre halten. Wenn das richtig ist, weiß 
ich nicht, warum wir heute zusammen 
sind. Die damalige Entscheidung wurde 
durch die Umwälzungen überholt, von de- 
nen der Bundesvorsitzende gesprochen 
hat. 

Ende 1993/94 gab es eine Debatte. Ich 
hatte in einem Interview erklärt, daß die 
Renten der unter Vierzigjährigen nicht 
mehr sicher seien. Vorher hatte ich aus- 
drücklich betont, daß die Renten der Re11' 
ner und derjenigen, die nahe an der Rente 

sind, natürlich sicher sind. Ich hatte mid1 

also mit dem Zeitraum 2018 bis 2038 be- 
faßt. Und dort, hatte ich gesagt, wird titf0 

nur noch mit einer Grundsicherung rech- 
nen können. 
Die Reaktion war außerordentlich heftig-„ 
Es wurde von „unverantwortlicher Weis 
gesprochen, davon, daß Millionen von 
Menschen verunsichert würden, die RaCl 

kalen von rechts und links ermutigt, tier 
soziale Friede gefährdet würde. Und uijt 
ausdrücklicher Berufung auf seine Fun* 
on in der Bundestagsfraktion hat Heiner 
Geißler erklärt, diese Aussage sei nach- 
weislich falsch. Herr Riesche. eine der 
wichtigsten Persönlichkeiten bei den RJ 
tenversicherungsträgern, hat damals -    ^ 
fang 1994 - erklärt, die Renten seien aü^ 
für die 30jährigen nicht gefährdet - beZ 
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§en natürlich auf die damalige Renten- 
^Wartung. Heute diskutieren wir genau 
über diese Frage. 
ü'e Präsidiumskommission hat als Ergeb- 
n»s aus dem Protokoll der Abschlußsitzung 
Vorn 2. und 3. Februar festgestellt, daß ei- 
ne Absenkung der Rente unter 64 Pro- 
Zent - ich zitiere wörtlich - „zu großer Ar- 
^t führen könne". Ich greife das Armuts- 
arguiTient also nicht aus der Luft. Eine Ab- 
j^nkung auf 61 Prozent, die nach dem 

r°tokoll der Präsidiumskommission ein- 
ten würde, wenn nur die Rentner die 
ast der längeren Lebenserwartung zu tra- 

^en hätten, könne deshalb nicht in Frage 
Kommen. Man will also meine Enkel dar- 
n beteiligen, daß meine Kinder länger le- 
en. obwohl sie das auch heute schon wis- 

^en und deshalb Vorsorge treffen können. 
ltle Rente von 61 Prozent läse weit unter Hl 
er gegenwärtig von mir vorgeschlagenen 
Zündsicherung, immer natürlich nach 

eutigen Preisen. 

or welcher Entscheidung stehen wir 
enn? Norbert Blüm hat gesagt, die Rente 

. } ein Vorsorge-Prinzip. Das ist falsch. 
,emand hat dem heftiger widersprochen 

Pater von Nell-Breuning, der immer 
leder erklärt hat, die Beiträge, die die 
ttragszahler zahlen, dienten der Ablö- 

n
Un§ der Dankesschuld an ihre Eltern. Ei- 

Vorsorge ist mit diesen Beiträgen nicht 
Kunden. 

ks gibt nur zwei Formen der Alters- 
vorsorge. Das ist erstens die Bildung 
v°n Humankapital, also Kinder, und 
Reitens Vermögenskapital. Eine an- 
*^re Altersvorsorge gibt es nicht. 
u,e Beiträge in die Rentenversiche- 
rung sind Altersfürsorge. Das heißt, 
jjje Finanzierung des Einkommens 
ur die heute nicht mehr erwerbs- 

tätige Bevölkerung. 

isi ^eite Frage, die wir stellen müssen, 
:' ob Wjr eme Vollsicherung wollen, auch 

ochsten Jahrhundert, oder eine Grund- 

sicherung. Da wird gesagt, wir seien ja auf 
die Solidarität der nachwachsenden Gene- 
ration angewiesen. Diese Solidarität, auch 
das hat Norbert Blüm gesagt, dürfe nicht 
überlastet werden. Aber woraus resultiert 
diese Solidarität eigentlich? Welche Soli- 
darität üben denn meine Kinder, also die 
Generation der jetzt 45jährigen und Jünge- 
ren, mit ihren Kindern, wenn sie zu wenig 
Kinder haben? Das ist auch eine Verlet- 
zung der Solidarität. Und es ist auch eine 
Verletzung der Solidarität, wenn sie dann 
kein Vermögen bilden, obwohl sie weniger 
Kinder gehabt haben. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in sei- 
nen Entscheidungen zur Familienpolitik 
ausgerechnet, daß das Großziehen eines 
Kindes fast eine Millionen Mark kostet, 
rund 900.000. Wenn jemand kein Kind 
hat, kann er dieses Geld doch aufwenden 
und kann Vermögen bilden. Und dann 
muß er nicht meine Enkel dafür belasten, 
daß er länger lebt. Wieso ist das gerecht, 
wenn er das tut? Es wird aber in dem Bun- 
desvorstandsantrag gesagt, das sei gerecht. 
Ich kann diese Gerechtigkeit nicht erken- 
nen. 

Wenn jemand sich entscheidet, we- 
niger Kinder zu haben, als es not- 
wendig wäre, um das Verhältnis zwi- 
schen den Arbeitenden und den 
zukünftigen Generationen zu si- 
chern, ohne die Solidarität der Jün- 
geren in Anspruch zu nehmen, dann 
wäre es doch wohl das wenigste, was 
man von der Erwerbsgeneration 
verlangen kann, daß sie selbst für 
sich vorsorgt. 

Wir haben heute fast 40 Prozent Singles 
im Land. Wozu braucht ein Single für eine 
Hinterbliebenen-Rente zu bezahlen? Aus 
seiner Person wird nie eine Hinterbliebe- 
nen-Rente entstehen. Also müßte man ihm 
das Recht geben, aus der Hinterbliebenen- 
Rente draußen zu bleiben. Oder man muß 
ihn für andere in Kauf nehmen. Warum 
soll er, der Single, jetzt meine Enkel dafür 
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belasten, daß er nicht für die Zukunft vor- 
gesorgt hat? Diese Frage muß hier beant- 
wortet werden. 
Ich habe eine Reihe weiterer Grundsatz- 
fragen aufgeführt, die Sie in dem Papier 
finden, welches ich vorgelegt habe. Ich 
möchte das jetzt nicht vertiefen. Diese 
Grundsatzfragen müssen abschließend be- 
antwortet werden, aber das ist offensicht- 
lich heute nicht möglich. Denn es sind viel 
zu viele Fragen offen, und denen wende 
ich mich jetzt zu. Dieses „Offensein" von 
Fragen gilt im übrigen für beide Vorschlä- 
ge. Deshalb habe ich meine Diskussions- 
grundlage auch nicht zu einem Antrag er- 
hoben, ich habe nur damit deutlich ma- 
chen wollen, daß es die Grundlage für ei- 
ne Alternative gibt. Im übrigen wird sich 
das sicher noch in irgendeiner Weise erge- 
ben. 
Das Konzept des Bundesvorstandes ent- 
hält keine einzige Zahl, es enthält keine 
Modellrechnung. Es ist interessant, daß in 
dem jährlichen Rentenbericht der Bundes- 
regierung immer mittelfristige Voraussa- 
gen gemacht werden über 15 Jahre, mit 
insgesamt 9 Variablen. Geringere, mittle- 
re, höhere Beschäftigung; geringeres, 
mittleres, höheres Wachstum und so wei- 
ter. Das Prognos-Gutachten hat das natür- 
lich 1995 auch so gemacht. Ich habe noch 
keine einzige Prognose, weder in meiner 
politischen noch in meiner wissenschaftli- 
chen Laufbahn gesehen, bei der man in 
Anspruch nimmt, über 33 Jahre hinaus, 
nämlich bis zum Jahre 2030, den dann fäl- 
ligen Beitrag für eine Rentenversicherung 
auf eine Stelle nach dem Komma genau 
angeben zu können. Das geschieht aber 
hier: 22,9 Prozent. Diese 22,9 Prozent 
können gar nicht das Ergebnis einer Pro- 
gnose sein, sie sind das Ergebnis einer po- 
litischen Entscheidung. Man hat gesagt, 
mehr als 22,9 Prozent darf die Sache nicht 
kosten, und unter 64 Prozent darf die Ren- 
te nicht sinken, weil - Protokoll der Präsi- 
diumskommission - „unter 64 Prozent mit 

großer Altersarmut gerechnet werden 
müßte". 

Das ist für mich keine verläßliche 
Basis für die Beurteilung der Lei- 
stungsfähigkeit unseres heutigen Sy- 
stems für die nächsten Generatio- 
nen. In Wirklichkeit werden wir auf- 
gefordert, nur einen einzigen Antrag 
zu stellen. Und der steht auf Seite 
zwei der Beschlußvorlage des Bun- 
desvorstandes, wo es nämlich heiß*: 

Wir reformieren im bestehenden Sy- 
stem. Und wenn diese Entscheidung 
gefallen ist, dann sind gewisser- 
maßen die Alternativen aus der wei- 
teren parteiinternen Diskussion zu- 
mindestens als Gegenstand offiziel- 
ler Parteibeschäftigung ausgeschie- 
den. Dazu soll heute eine Festlegung 
erfolgen. 

Ich halte diese Politik für inhaltlich falsch- 
Unser System war außerordentlich erfolg' 
reich von 1957 bis 1997. Wer 1995 in 
Rente gegangen ist, konnte, weil er teilge 

nommen hat an dem Wohlstandszuwachs 
und an dem Leistungszuwachs unseres 
Landes, damit rechnen, daß er für jede 
Beitragsmark zwei Rentenmark bekomm' 
Es ist ganz offensichtlich, daß meine Kin' 
der das nicht mehr können und daß des- 
halb die Frage geklärt werden muß: Wie 

erfolgreich kann das System in der Zu- 
kunft sein? Ich will hier keinen Zweite! 
daran lassen: Weil ich diese Entwicklung 
für die Zukunft für falsch halte, kann fc* 
diese Politik auch nicht mittragen. Ichj1 

te eine grundlegende Strukturreform tu' , 
unverzichtbar. Und wir haben diese g1'1"^ 
legende Strukturreform in der Bundestag 
wähl 1987 versprochen. Das, was heute 
beschlossen werden soll, ist keine grün 
legende Strukturreform, sondern es ist 
nach den Erklärungen der Rentenpoht1^, 
selbst eine Anpassung des Systems an 
änderte Bedingungen. 
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/Venige Sätze zu den schwierigsten Pro- 
fernen: Wenn wir diesen Weg weiterge- 
^en, entscheiden wir uns gegen eine Lö- 
j"ung der Arbeitsmarktprobleme. Prognos 
ha* 1995 auf der Grundlage der Rechen- 
werke der Rentenversicherungsträger - 
a*e haben die Grundlagen geliefert - Pro- 
gnosen gemacht, die ergeben, daß die Ge- 
Jamtlast - Krankenversicherung, Arbeits- 
°senversicherung, Pflegeversicherung 

Und Rentenversicherung -, im Jahre 2030 
tischen 46 und 52 Prozent betragen 

'rd. Die Kommission empfiehlt uns im 
^'nblick auf die Rentenversicherung 
2,9 Prozent. Ich bin absolut sicher, daß es 

n°her wird. 

Alle Prognosen in der Vergangenheit 
sind zum Teil von Rentenbericht zu 
Rentenbericht korrigiert worden, 
zum Beispiel von 1995 zu 1996 oder 
von 1993 zu 1995, weil sich eben die 
wirtschaftliche Lage und die Umwelt 
verändert haben. 

u as mache ich ja niemandem zum Vor- 
,Urf- Nur sollte man dann nicht eine sol- 
e Genauigkeit der Prognosen in An- 

Pruch nehmen, wie das hier geschieht, 
^enri die Lebensarbeitszeit verlängert 
^erden soll, stellt sich ein unglaubliches 
jOolem: Wo sollen denn die Arbeitsplätze 
a k 

0rr>rnen? Eine Anhebung der Lebens- 

höhitSZeit auf 65 Jahre bedeuteteine Er" 
pj. Ung der Zahl der notwendigen Arbeits- 
Ij ife um etwa v*er Millionen. Gleichzei- 
tig brauchen wir Arbeitsplätze zum Abbau 
Jen ge§enwärtigen Arbeitslosigkeit. Und 
(la 

er weiß, wenn man neue Arbeit schafft. 
^ n gehen nicht nur die Arbeitslosen 
Ui 6r 'n Arbeit, sondern es kommen auch 
ge  H aUS ^er st'"en Reserve. Dies hat mir 
tes. 

e der Präsident des Landesarbeitsam- 
J ln Sachsen bestätigt. 

*entn 'Ch nur davon aus8ene' daß 30 Pr°- 
^iiß-aUS der st'"en Reserve dazukommen, 
lach 
n^CL 7WU:) entstent, in der Zeitspanne 

iten ^ch->  Wlr zur Losun§ des Problems, das 
Hä„, 2003 entsteht, in der Zeitspanne der 

sten fünf Jahre rund sieben Millionen 

neue Arbeitsplätze schaffen. Es ist doch 
ganz offensichtlich, daß das nicht geht. 
Die Folge ist, daß diejenigen, die an sich 
bis 65 arbeiten sollen, entweder früher in 
Rente gehen mit dem Abschlag von 
3,6 Prozent, das heißt bei fünf Jahren 
18 Prozent von später einmal 64 Prozent, 
oder sie gehen in die Arbeitslosigkeit. In 
beiden Fällen wird das Problem nicht 
gelöst. 

Eine zentrale Frage für mich ist, Helmut, 
da muß ich Dich auch ganz persönlich an- 
sprechen: Welche Auswirkungen werden 
unsere heutigen Entscheidungen für unse- 
re Position in der Europäischen 
Währungsunion haben? Der Bundesbank- 
präsident hat vor wenigen Tagen in Däne- 
mark darauf hingewiesen, daß die 
Währungsunion den internen Anpassungs- 
und Reorganisationsdruck in den beteilig- 
ten Ländern verstärken wird und daß es 
keine Möglichkeit geben wird, diesen 
Druck durch Wechselkursänderungen oder 
Verschuldung aufzufangen. Ich meine, daß 
wir uns dringend, so wie das unsere Nach- 
barn auch tun, mit der Frage auseinander- 
setzen müssen, welche internen Reformen 
denn notwendig sind, um zu bestehen. 
Mir wird in der Öffentlichkeit jetzt ver- 
schiedentlich vorgehalten, warum sich der 
sächsische Ministerpräsident überhaupt 
mit der Frage beschäftigt, er sollte sich 
doch um Sachsen kümmern. Ich kümmere 
mich hier um Sachsen. Wir haben fast 
20 Prozent Arbeitslose, und 100 km süd- 
lich von uns haben wir hervorragend qua- 
lifizierte Facharbeiter, die ein Fünftel des- 
sen verdienen, was unsere Facharbeiter 
verdienen, und 120 km westlich von uns 
haben wir sie auch. 

Ich bin nach den sechs Jahren Ar- 
beit in Sachsen zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß mit der gegenwärtigen 
Belastung der Arbeit auf Dauer in 
dieser Konkurrenzlage - besetzte 
EU-Märkte, geringe Kapitalausstat- 
tung der ostdeutschen Unternehmen 
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und Konkurrenz qualifizierter Fach- 
arbeiter (Hongkong ist bei uns 
100 Kilometer weg, nicht 12.000!), 
mit der Belastung an gesetzlichen 
Nebenkosten, die wir heute und in 
Zukunft haben werden - das Expe- 
riment „Aufbau" nicht gelingen 
kann. Sonst würde ich mich hier 
nicht so engagieren. 

Das ist für mich keine Prinzipienreiterei. 
Wir haben seit Jahren gesagt, es sei uner- 
träglich, daß das gesetzliche Rentenversi- 
cherungssystem die Mütter so benachteili- 
ge. Sie werden auch in Zukunft benachtei- 
ligt. Selbst wenn es uns gelingt, von 75 
auf 100 Prozent anzuheben, wobei das im 
ersten Jahr schon fast fünf Milliarden 
Mark kosten würde, würde nach der neuen 
Regelung - drei Jahre Rentenwert voll, 
nicht 75 Prozent - der Rentenlohn für die 
Erziehung von drei Kindern 420 Mark im 
Monat und nach gegenwärtigem Stand im 
Osten 345 Mark im Monat betragen. Dies 
ist ein so krasses Mißverhältnis zwischen 
der Bedeutung dieser Aufgabe für die 
zukünftige Entwicklung unseres Landes 
und dem, was hier den Müttern gewährt 
wird, daß ich schon allein aus diesem 
Grund einen solchen Weg nicht für akzep- 
tabel halte. 
Das hat auch überhaupt nichts mit der 
Hinterbliebenenversorgung zu tun. Wenn 
wir über die Hinterbliebenenversorgung 
reden wollen: einverstanden. Da gibt es si- 
cher Reformbedarf. Aber warum muß zum 
Beispiel ein Single Hinterbliebenenversi- 
cherung bezahlen? Warum kann man nicht 
die Hinterbliebenenversicherung Besser- 
verdienenden auch selbst überlassen? 

Warum muß ein Ehepaar, bei dem 
beide 8.000 Mark verdienen, also 
16.000 Mark im Monat, was ja nicht 
gerade selten ist, 3.200 Mark bezah- 
len, obwohl sie genau wissen, daß* sie 
jedenfalls eine Hinterbliebenenversi- 
cherung nicht brauchen? Das sind 
alles Fragen, die beantwortet wer- 

den müssen, und die bisher nicht be- 
antwortet werden. 

Es geht aber auch um die Alterseinkom- 
men der Mütter oder der Frauen. Nach 
dem Rentenbericht der Bundesregierung' 
ich zitiere immer die offiziellen Unterla- 
gen - haben die Frauen, die in Versiche- 
rungsrenten sind, zum 1. Januar 1992 
21,6 Versicherungsjahre hinter sich, zum 
31. Dezember 1994 25 Jahre und zum 
31. Dezember 1995 25,1 Jahre. In dem 
Protokoll der Präsidiumskommission steh 
aber, daß man durchschnittlich 27 Jahre 
arbeiten muß, um eine Rente mit Sozial- 
hilfeniveau zu bekommen. Jetzt frage ich 
Sie: Wie kann man vor dem Hintergrund 
noch sagen, daß das kein Problem sei? Ictl 

kann doch diejenigen mit einer geringen 
Rente nicht mit dem Argument abspeisen- 
sie lebten ja in einem Haushalt, in dem 
viele andere Einkommen erzielt würden- 
Ja, warum versichern sie sich dann über- 
haupt mit einer Minirente? Also: entwede' 
soll die Rente Grundlage für ein men- 
schenwürdiges Leben sein, dann sind die 
se Rentenhöhen indiskutabel, oder es 
kommt gar nicht darauf an, wie hoch sie 
sind, solange die Leute nur noch andere 
Einkommen haben. Dann ist das ganze 
Leistungsprinzip für mich in Frage ge- 
stellt. 
Die Gerechtigkeit zwischen den Genera- 
tionen: Ich habe mich schon dazu 
geäußert. In dem Initiativantrag, der Ihn 

jetzt wohl vorliegt, wird in bezug auf d1 

demographische Komponente die Frage 
nach der Gerechtigkeit gestellt. Ich habe 
sie schon zu beantworten versucht. 
Ein letzter Punkt: Nach meiner Auflag 
sung widerspricht die Fortsetzung des % 
genwärtigen Systems in einer wohlhabe . 
den Gesellschaft auch einer ganz entsCL 
denden Grundaussage, die Grundlage 
Rentenrechtsreform 1957 war. Und ich 
tiere hier wenige Sätze aus der Rothen- 
felser Denkschrift von 1955 an Konrad 
Adenauer, die ich schon erwähnt habe- 
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u°rt heißt es: „Allen Bestrebungen, eine 
•^fassende Versorgung vorzusehen, muß 

. rngegenüber festgestellt werden," - und 
Jetzt wörtlich - „daß der Plan, alle Men- 
gen ohne Ausnahme, auch jene, die sich 

Se'bst helfen können, zwangsweise in eine 
tätlich angeordnete soziale Sicherung 
"izubeziehen, mit dem Subsidiaritäts- 

Plnzip unvereinbar ist." 
c" glaube nicht, daß sich an dieser Inter- 
relation des Subsidiaritätsprinzips durch 
ordinal Höffner in unserer Partei etwas 
Rändert hat. Und wenn sich etwas geän- 
^ hat, möchte ich das gerne wissen. 

j^n ich bin für diese Subsidiarität in die 
DU gegangen. 

°rbert Blüm hat sich über die Grundsi- 
j   rur»g geäußert. Er hat behauptet, die 
|Ungen Menschen müßten dreimal bezah- 

n- Das ist schlicht falsch. Ich weiß 
. c')t, ob er sich wirklich damit beschaf- 
ft hat. Wir hatten ja nur in einer Sitzung 

'egenheit, uns wirklich damit zu befas- 
s P;.Aber er kann, wenn er sich damit be- 
ifügt hat, so etwas nicht sagen. Wir 
ssen die Last der Alterssicherung mes- 

sen an dem Volkseinkommen. Und es 
te 

l zwei Grundlagen: Wollen wir die Al- 
. Sicherung nur über die Arbeit finan- 

y ren? Oder wollen wir sie aus dem 
e- *seinkommen finanzieren? Im Volks- 
^ommen ist alles enthalten: Freibe- 
llnrfr' Kapitaleinkommen, a"es andere. 
»Je mehr wir Kapital bilden, um so 
• •   ^w'rd das Kapitaleinkommen wich 

ioK      ^e'1 smc* a^'e diese Einkommen 
1 einbezogen in die Solidarität. 

k*1 bin der Meinung, daß wir die 
asis der Solidarität verbreitern 
Ussen. Das ist meine tiefe Überzeu- 

j Un8» und zwar gerade deshalb, weil 
I  einer alternden Bevölkerung eine 

Ugsame Verschiebung der Anteile 
jschen Kapitaleinkommen und 

. r°eitseinkommen zugunsten der 
^aPitaleinkommen stattfindet. 

Das, Herr Fink, hat im übrigen Ihr Insti- 
tut in eindrucksvollen Graphiken be- 
stätigt. 
Diese Veränderung wird durch das gegen- 
wärtige System nur dann berücksichtigt, 
wenn wir die staatliche Subventionierung 
der beitragsbezogenen Rente ständig er- 
höhen. Und das ist ja auch beabsichtigt. 
Jetzt mit dem erhöhten Bundeszuschuß, 
nächstes Jahr mit der Familienkasse, die 
dieses Jahr noch keine Mehrheit gefunden 
hat, und so wird zunehmend der steuerfi- 
nanzierte Anteil der beitragsbezogenen 
Rente wachsen, so daß dann allerdings 
auch alle diejenigen Steuerzahler, die nicht 
in dieser Rentenversicherung Mitglied sind, 
die Rente anderer subventionieren. 

Und dann wird natürlich die Frage kom- 
men: Warum wir, warum müssen wir zah- 
len, obwohl wir nichts davon haben? Ich 
möchte uns auffordern, diese Fragen in- 
tensiver zu diskutieren. In dem Initiativan- 
trag sind eine Menge Einzelfragen ge- 
stellt, die ich jetzt nicht behandeln kann. 
Jedes Jahr, um das wir die Lösung der 
Grundsatzfrage verschieben, macht die 
Lösung der Probleme schwieriger. Jedes 
Jahr, das wir uns ersparen mit dem Argu- 
ment, die Menschen seien nicht in der La- 
ge, soviel Veränderungen zu verkraften, 
macht die Kosten der Veränderung höher, 
und zwar nicht linear, sondern progressiv. 
Helmut Kohl hat gesagt, wir würden die 
Zukunft verspielen, wenn wir uns den 
großen Herausforderungen von heute 
nicht stellen. Nach meiner Auffassung ist 
der Antrag des Bundesvorstandes dazu 
kein Beitrag. Man könnte genauso gut 
über diesen Antrag schreiben: „Wir ma- 
chen weiter wie bisher." Der Bundeskanz- 
ler hat uns in seiner Neujahrsrede aufge- 
fordert, daß wir nicht mehr einfach weiter- 
machen können wie bisher. Ich finde, daß 
die Christlich Demokratische Union daran 
gemessen werden wird, ob sie dieser Auf- 
forderung gerecht werden kann. ■ 
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